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Hochansehnliche  Festversammluno- ! 
Prorector  magnifice! 
Kollegen!  Kommilitonen! 

Bayerns  Volk  feiert  in  diesen  Tagen  das  70.  Geburtsfest  seines  geliebten  Königs. 
Als  der  erhabene  Herr  vor  etwa  zwei  Jahren  die  Regentschaft  übernahm  und  nach 
einigen  Monaten  den  Thron  Bayerns  bestieg,  da  lebte  das  Land  der  festen  Hotfnung, 
daß  es  sich  der  Segnungen  des  Friedens  unter  seinem  milden  Szepter  in  besonderem 
Maße  erfreuen  werde.  War  doch  der  edle  Prinz  dem  Volke  in  den  vielen  Jahren  vor 
seinem  Regierungsantritt  kein  Fremder  gewesen;  wußten  doch  alle  von  ihm,  welch 
warmes  Hei'z  in  ihm  schlug  für  das,  was  das  Volk  am  nächsten  berührt,  für  die  stetige 
Entwicklung  und  Hebung  seines  wirtschaftlichen  Lebens  und  welch  tiefes  Wissen  in 
allen  Fragen  dieser  Art  ihm  eigen  ist.  Eine  höhere  Macht  hat  es  anders  bestimmt. 
Die  Kriegsfurie,  im  Westen  und  Osten  Deutschlands  Marken  bedrohend,  hat  auch 
unser  engeres  Vaterland  aus  der  Ruhe  des  Friedens  aufgeschreckt.  Den  von  alleh 
Seiten  wider  uns  sich  erhebenden  Feind  zu  bannen  und  niederzuwerfen,  haben  die 
Bayern  den  übrigen  deutschen  Brüdern  die  Hand  gereicht.  Das  feindliche  Ausland, 
das,  töricht  genug,  das  Gemeinschaftsgefühl  aller  deutschen  Stämme  verkannt  und  ge- 
glaubt hat,  die  südlichen,  besonders  die  Bayern,  würden  ihr  großes  deutsches  Vaterland 
verraten,  haben  die  schwere  Enttäuschung  erlebt,  zu  sehen,  wie  gerade  in  Bayern  die 
Begeisterung  für  Deutschlands  Ehre  und  Größe  mächtig  emporflammte  und  wie  die 
Bayern,  von  ihrem  echt  deutsch  fühlenden,  von  wahrer  Bundestreue  beseelten  König 
auf  das  Kampffeld  gerufen,  vereint  mit  ihren  deutschen  Brüdern  gegen  die  gewissenlos 
wider  uns  losgelassene  Meute  kühn  und  todesmutig  kämpfen  und,  so  Gott  will,  siegen. 
So  ist  es  denn  unserem  Könige  nicht  vergönnt,  in  das  achte  Jahrzehnt  seines  Lebens 
im  Frieden  einzutreten;  sein  hohes  Werk,  die  Wirtschaft  seines  Landes  mit  allen 
Kräften  zu  fördern,  ist  gehemmt.  Aber  —  das  hoffen  wir  zuversichtlich  —  nur  auf 
kurze  Zeit.  Von  England  her  dringt  freilich  der  Ruf  zu  uns,  der  Krieg  bezwecke  die 
Vernichtung  der  deutschen  Volkswirtschaft.  Verschiedene  Maßnahmen  des  neidstrotzen- 
den Albion  beweisen,  daß  es  Ernst  damit  machen  will.  Doch  ist  unsere  Volkskraft 
stärker,  als  unsere  Widersacher  annehmen  ;  an  ilir  werden  hoff"entlicli  alle  Versuche, 
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uns  wirtschaftlich  zugrunde  zu  richten,  zerschellen.  Dies  wurde  von  berufener  Seite 
schon  wiederholt  dargelegt.  Mir  mag  es  gestattet  sein,  gewisse  Mittel,  die  England 
gegen  uns  anwendet,  kurz  zu  beleuchten  und  zu  prüfen,  ob  dies  völkerrechtlich  zu- 
lässige Mittel  sind.  Ich  lasse  dabei  die  besonders  kleinlichen,  zum  Teil  das  enghsche 
Volk  selbst  schwer  schädigenden  Mittel,  wie  die  Vernichtung  der  deutschen  Patente, 
das  Verbot  jeglichen  Handels  nach  Deutschland,  unberührt  und  wende  mich  nur  zu 
dem  Gebahren  Englands  zur  See,  das  man  mit  Recht  „Piratentum"  genannt  hat. 

Im  allgemeinen  ist  es  ja,  wenn  England  seine  gewisse  Vorherrschaft  zur  See 
dazu  benutzt,  uns  schwere  wirtschaftliche  Nachteile  zuzufügen,  sein  gutes  Recht.  Gerade 
der  Seekrieg  hat  hauptsächlich  das  Ziel,  die  feindliche  Volkswirtschaft  empfindlich  zu 
treffen,  insbesondere  der  Seemacht  des  Gegners  einen  Stoß  zu  versetzen.  Es  dienen 
dazu  vornehmlich  die  Wegnahme  feindlichen  Privateigentums,  also  die  Ausübung  des 
Prisen-  oder  Seebeuterechts  und  die  Blockade,  d.  i.  die  Absperrung  der  feindlichen 
Küste  vom  Verkehr  nach  außen.  Dagegen  richtet  das  Recht.  Kontrebande  wegzu- 
nehmen, seine  Spitze  nicht  gegen  die  Volkswirtschaft,  insbesondere  den  Handel  des 
Feindes,  sondern  seine  Ausübung  bezweckt,  dem  Gegner  die  Zufuhr  von  solchen  Gegen- 
ständen abzuschneiden,  die  als  Kriegsförderungsmittel  in  Betracht  kommen,  also  seine 
Wehrkraft  stärken  können.  Wohl  aber  kann,  wie  wir  sehen  werden,  eine  Überschrei- 
tung des  Kontrebanderechts  dazu  mißbraucht  werden,  den  feindlichen  Handel  mit  ge- 
wissen Waren  zu  unterbinden. 

Das  Beute  machen  zur  See  i.st  so  alt,  wie  die  Seefahrt  selbst.  Ursprünglich 
schonte  man  im  Kriege  auch  das  Eigentum  von  Angehörigen  derjenigen  Staaten  nicht, 
die  am  Kriege  nicht  beteiligt  waren.  Erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  12,  Jahrhunderts 
kam  der  Begriff  der  Neutralität  zu  einer  gewissen  Anerkennung  und  man  betrachtete 
von  da  an  neutrales  Gut,  wenn  es  unter  neutraler  Flagge  segelte,  als  unverletzlich. 
Großen  Schwankungen  unterlag  aber  die  Behandlung  der  Fälle,  daß  entweder  das 
Schiff  feindlich,  die  Ladung  neutral  oder  das  Schiff  neutral,  die  Ladung  feindlich  war. 
Zunächst  erklärte  man  (im  consolato  del  mare  von  1380)  neutrale  Wai'e  auf  feind- 
lichem Schiff  für  unverletzlich,  während  man  feindliche  Ware  auf  neutralem  Schiff 
dem  Beuterecht  überließ.  Man  prägte  dafür  die  Schlagworte:  ,. Unfrei  Schiff  frei  Gut", 
„frei  Schiff  unfrei  Gut".  Im  Laufe  der  Zeit  kam  aber  bei  einzelnen  Staaten  die  ent- 
gegengesetzte Auffassung  zur  Geltung:  „frei  Schiff  frei  Gut",  ,. unfrei  Schiff  unfrei  Gut", 
d.  h.  man  betrachtete  feindliches  Gut  auf  neutralem  Schiffe  als  unverletzlich,  gab  da- 
gegen neutrales  Gut  auf  feindlichem  Schifte  dem^ Zugriff  preis.  Diesen  Standpunkt 
teilt  auch  die  bewaft'nete  Neutralität  von  1780,  ein  bekanntlich  auf  Anregung  der 
Kaiserin  Katharina  II.  von  Rußland  zwischen  diesem  Staat,  Dänemark  und  Schweden 
geschlossener  Allianzvertrag,  dessen  Grundsätze  weiterhin  noch  von  fünf  Staaten, 
darunter  Preußen  und  Österreich,  angenommen  wurden.  Einheitliches  Recht  wurden 
aber  auch  diese  Sätze  nicht.  Manche  Staaten  verfuhren  auch  ferner  nach  den  ent- 
gegengesetzten Regeln  des  consolato  del  mare  oder  achteten  weder  die  Neutralität  des 
Schiffes,  noch  die  der  Ware.    So  war  der  Rechtszustand  noch  in  der  ersten  Hälfte 
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des  1*.).  Jahrhunderts  ein  sehr  vielspaltiger,  was  für  die  Neutralen  die  größte  Unsicher- 
heit mit  sich  brachte.  Um  diesen  Mißständen  abzuhelfen,  einigte  sich  nach  Been- 
digung des  Krinikrieges  in  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  16.  April  1856  eine 
Anzahl  von  Staaten  dahin,  daß  künftig  nur  mehr  feindliches  Gut  auf  feindlichen 
Schiffen  Gegenstand  des  Beuterechts  sein  solle.  Man  hat  somit  die  den  bisher  ent- 
gegengesetzten Auffassungen  entsprechenden  Sätze  „frei  Schiff  frei  Gut"  und  „unfrei 
Schiff  frei  Gut"'  mit  einander  verbunden.  Diesem  Standpunkte  sind  später  fast  alle 
Staaten  der  Welt  beigetreten.  In  der  Folge  machten  sich  öfter  Bestrebungen  sogar 
dafür  geltend,  das  Beuterecht  ganz  und  gar  abzuschaffen.  Es  kam  aber  nur  zu  dem 
Verbot  des  Beutemachens  im  Landkrieg,  das  die  Haager  Übereinkunft  von  1899  fest- 
setzte, während  es  für  den  Seekrieg  bei  den  Grundsätzen  der  Pariser  Seerechtsdekla- 
ration verblieb.  Auch  die  Londoner  Seerechtsdeklaration  von  1909  hat  in  dieser  Hin- 
sicht nichts  Neues  gebracht. 

Aus  meiner  bisherigen  Darlegung  geht  hervor,  daß  unsere  Feinde,  wenn  sie 
deutsche  Handelsschiffe  mit  deutschen  Waren  weggenommen  haben,  obwohl  diese 
Privateigentum  waren,  sich  nicht  ins  Unrecht  gesetzt  haben,  wie  auch  wir  umgekehrt 
völlig  im  Recht  waren,  wenn  unsere  mutigen  Kreuzer  Emden,  Karlsruhe  u.  s.  w,  feind- 
liche Handelsschiffe  kaperten  oder  in  den  Grund  bohrten.  Ob  aber  unsere  Gegner, 
besonders  England,  auch  die  Schranken  des  Seebeuterechts  nach  den  Grundsätzen 
„Frei  Schiff  frei  Gut",  „unfrei  Schiff  frei  Gut"  beobachtet  haben,  werden  wir  bei  Be- 
sprechung der  Konti-ebande  sehen. 

Das  zweite  Mittel  der  Seekriegsführung,  das  sich  gegen  die  Volkswirtschaft 
des  feindlichen  Landes  richtet,  ist  die  Blockade.  Durch  ihre  Verhängung  soll  die 
feindliche  Küste  vom  Verkehr  völlig  abgeschlossen  werden,  sodaß  auch  neutrale  Schiffe 
dort  nicht  landen  und  Waren  aus-  oder  einladen  können.  Mit  ihr  haben  manche 
Staaten  in  früheren  Jahrhunderten  den  größten  Unfug  getrieben,  indem  sie  große 
Küstenstriche  als  blockiert  „erklärten",  d.  h.  den  neutralen  Staaten  einfach  verboten, 
nach  diesen  Küsten  Handel  zu  ti'eiben  bei  Vermeidung  der  Wegnahme  der  Schiffe, 
obwohl  die  erklärenden  Staaten  nicht  imstande  waren,  entsprechende  Machtmittel,  ins- 
besondere Kriegsschiffe,  zur  tatsächlichen  Verhinderung  des  Verkehrs  aufzuwenden. 
Man  nannte  diese  besonders  im  16.  und  1 7.  Jahrhundert  vielfach  verhängte  Maßnahme 
„fiktive"  oder  „papierene"  Blockade.  Dieses  Verfahren,  das  für  das  ganze  wirtschaft- 
liche Leben  in  Europa  höchst  nachteilig  war,  erfreute  sich  besonders  seitens  Groß- 
britanniens großer  Beliebtheit.  Bezeichnend  dafür  ist  eine  Erklärung,  die  James  Mariot, 
der  Richter  des  britischen  Admiralitätsgerichts,  i.  J.  1780  abgab:  „Vermöge  seiner  natür- 
lichen geographischen  Lage  betrachtet  Großbritannien  alle  Häfen  Spaniens  und  Frank- 
reichs als  blockiert.  Dieser  Anspruch ,  der  sich  auf  die  Beherrschung  der  Meere 
gründet,  ist  stets  erneuert  worden.  Großbritannien  ist  berechtigt,  seine  Lage  wie  ein 
Geschenk,  das  die  Vorsehung  ihm  beschieden  hat,  auszunutzen,"  An  Versuchen,  die 
Blockade  einzuschränken,  fehlte  es  nicht;  gleichwohl  blieb  noch  in  den  Kriegen  zu 
Anfang  des  19.  Jahrh.  die  fiktive  Blockade  in  voller  Übung,   wie  die  gegenseitigen 
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Blockadeerklärungen  Englands  und  Frankreichs,  insbesondere  die  bekannte  Napoleonische 
Kontinentalsperre  von  1807  beweisen.  Aber  in  der  Folge  befestigte  sich  doch  mehr 
und  mehr  unter  den  Staaten  die  Anschauung,  daß  die  Blockade,  um  verbindlich  zu 
sein,  effektiv,  tatsächlich  wirksam  sein,  also  eine  hinreichende  Macht  sie  aufrecht  er- 
halten müsse,  die  wirklich  den  Zugang  zur  Küste  des  Feindes  verhindern  kann.  Dies 
kam  schließlich  in  der  schon  erwähnten  Pariser  Seerechtsdeklaration  von  1856  unter 
Zustimmung  fast  aller  Seemächte  zum  Ausdruck  und  wurde  neuestens  in  der  Londoner 
Seerechtsdeklaration  von  1909  festgehalten^). 

Hält  sich  nun  England  an  diese  Schranke?  Genau  genommen  hat  es  die 
Blockade  über  die  deutsche  Küste  nicht  verhängt,  weder  eine  wirksame  im  Sinne  des 
geltenden  Völkerrechts,  noch  eine  fiktive  im  früheren  Sinne.  Aber  es  hat  eine  neue 
Art  von  Blockade  ersonnen,  die  allen  völkerrechtlichen  Sätzen  Hohn  spricht.  Es  hat 
nämlich  die  ganze  südliche  Nordsee  und  den  nördlichen  Kanal,  zweifellos  Teile  des 
offenen  Meeres,  für  die  der  Grundsatz  der  Meeresfreiheit  gilt,  für  militärisches  Gebiet 
erklärt,  in  dem  die  Schiffahrt,  auch  die  der  Neutralen,  verboten  ist.  Diesem  Verbot 
hat  es  Nachdi'uck  verliehen  dadurch,  daß  es  unter  Mißachtung  der  Bestimmungen  der 
zweiten  Haager  Ubereinkunft  über  das  Legen  von  Minen  diese  Meeresteile  durch  Minen 
sperrte.  Wie  aus  einem  Bericht  der  Times  ersichtlich,  scheut  sich  England  gar  nicht, 
den  Widerspruch  seines  Verfahrens  mit  dem  geltenden  Völkerrecht  zuzugeben;  es 
meint  aber,  die  für  die  Blockade  früher  —  d.  i.  zuletzt  1909!  —  aufgestellten  Regeln 
seien  durch  die  neuzeitlichen  Verhältnisse  abgetan.  „Wir  erkläi-en",  heißt  es  dort, 
„nicht  mehr  die  Blockade,  die  jedem  Schiff  verbietet,  ein  bestimmtes,  durch  Anwesen- 
heit eines  Blockade-Geschwaders  kenntlich  gemachtes  Gebiet  zu  passieren.  Wir  machen 
statt  de.ssen  bekannt,  daß  alle  ein  bestimmtes  Seegebiet  befahrenden  Schifte  dies  auf 
eigene  Gefahr  tun.  Die  Minen  besorgen  das  Übrige.  Das  sind  Ausnahme-Maßnahmen, 
die  den  neuen  Bedingungen,  unter  denen  dieser  Krieg  geführt  wird,  angepaßt  sind". 
Und  weiter:  „Da  Minen  innerhalb  des  militärischen  Gebiets  liegen  müssen,  ist  es 
nicht  unsere  Sache,  ihre  genaue  Lage  denen  bekannt  zu  geben,  die  es  nicht  lassen 
können,  dort  umhei'zufahren.  Eine  allgemeine  Warnung  ist  erlassen  worden  und  wenn 
etwaige  Blockadebrecher  auf  die  Minen  auflaufen,  dann  ist  es  eben  ihre  eigene  Schuld". 
England  setzt  sich  also  nach  eigenem  Geständnisse  zum  Schaden  des  ganzen  neutralen 
Handels  über  alles  bestehende  Recht  hinweg,  schmiedet  sich  selbst  sein  Recht  so, 
wie  es  seinen  Interessen  dient,  stellt  m.  a.  W.  den  Satz  auf:  Maßgebend  für  die  Art 
der  Kriegführung  ist  allein  die  Gewalt,  die  vor  Recht  geht. 

Ein  .sehr  wichtiges  Kriegsführungsmittel  zur  See  ist  endlich  die  Ausübung  des 
Kontrebande rechts.  Wie  schon  bemerkt  handelt  es  sich  hiebei  letzten  Endes  nicht 
um  eine  Unterbindung  des  gegnerischen  wirtschaftlichen  Verkehrs,  sondern  um  die 
Verhütung  der  Zufuhr  von  Gegenständen,  welche  die  militärische  Widerstandskraft 
erhöhen  könnten.  Die  Rechtssätze  über  Kontrebande  greifen  nur  da  ein,  wo  ent- 
weder Schiff"  oder  Ladung  oder  beides  neutral  ist;  denn  wenn  beides  feindlich  ist, 
versteht  sich,   wie  wir  gesehen  haben,  die  Zulä.ssigkeit  der  Wegnahme  von  selbst. 


Diese  Rechtssätze  bilden  also  eine  Ausnahme  von  dem  Verbote  des  Seebeutemachens 
gegenüber  Neutralen.  Ursprünglich  verstand  man  unter  Kriegskoutrebande  nur  Kriegs- 
munition u.  dgl.  Mit  der  Zeit,  namentlich  auf  Grund  der  Lehre  von  Hugo  Grotius. 
erfuhr  der  Begriff  in  einzelnen  Staatsverträgen  eine  namhafte  Erweiterung,  insoferne 
er  auch  gewisse  Gegenstände  umfaßte,  die  sowohl  für  den  Krieg,  als  auch  für  den 
Frieden  geeignet  sind.  Im  Laufe  der  Zeit  kam  dann  für  Gegenstände,  die  nur  oder 
hauptsächlich  dem  Kriege  dienen,  der  Name  absolute  Kontrebande,  für  solche,  die  so- 
wohl im  Kriege  wie  im  Frieden  Verwendung  finden  können,  die  Bezeichnung  relative 
Kontrebande  auf.  Doch  hielten  bis  ins  19.  Jahrh.  hinein  die  meisten  Staaten  an  dem 
engeren  Begriff"  der  (absoluten)  Kontrebande  fest.  Nicht  so  Großbritannien,  die  Ver- 
einigten Staaten  und  Japan,  die  in  den  von  ihnen  geführten  Kriegen  stets  den  weiteren 
Begriff  zugrunde  legten.  Die  Londoner  Seerechtsdeklaration  von  1909  hat  nun  die 
ganze  Frage  einheitlich  geregelt  und  zwar  im  Sinne  der  weitei-en,  englisch-amerika- 
nischen Auffassung.  Danach  unterliegen  der  Beschlagnahme  nicht  nur  Gegenstände, 
die  ausschließlich  oder  hauptsächlich  im  Kriege  Verwendung  finden,  wie  Waffen,  Ge- 
schoße,  Schießpulver  u.  dgl.  —  sogen,  absolute  Kontrebande  — ,  sondern  auch  solche 
Gegenstände,  die  sowohl  im  Kriege,  als  auch  im  Frieden  verwendet  werden  können, 
wie  z.  B.  Lebensmittel,  Geld,  Kohlen,  Luftschiffe,  Stacheldraht  u.  s.  w..,  sog.  relative  K. 
Die  Londoner  Deklaration  führt  alle  unter  die  eine  oder  andere  dieser  Kategorien 
fallende  Gegenstände  in  zwei  getrennten  Listen  einzeln  auf'^).  Nun  besteht  aber 
zwischen  den  beiden  Arten  von  K.  ein  wichtiger  Unterschied  insoferne,  als  die  Gegen- 
stände der  absoluten  K.  der  Wegnahme  schon  dann  unterliegen,  wenn  feststeht,  daß 
sie  für  das  feindliche  oder  vom  Feinde  besetzte  Gebiet  oder  die  feindliche  Streitmacht 
bestimmt  sind,  so  daß  also  z.  B.  auch  Gewehre,  die  Einwohner  des  feindlichen  Landes 
für  ihre  Jagd  vom  Auslande  beziehen  wollten,  auf  dem  Seetransporte  weggenommen 
werden  können,  während  bei  der  relativen  K.  bewiesen  werden  muß,  daß  die  Gegen- 
stände wirklich  für  den  Gebrauch  der  Streitmacht  oder  der  Verwaltungsbehörden 
des  feindlichen  Staates  bestimmt  sind  und  selbst  im  letzteren  Falle  die  Beschlagnahme 
unzulässig  ist,  wenn  die  Gegenstände  nach  Ausweis  der  Umstände  für  den  derzeitigen 
Krieg  nicht  benutzt  werden  können-').  Freilich  wird  der  Beweis,  daß  die  Gegenstände 
für  den  Gebrauch  durch  den  Feind  bestimmt  sind,  wesentlich  erleichtert  durch  Auf- 
stellung einer  Rechtsvei-mutung.  In  dem  Vertrag  sind  nämlich  gewisse  Tatsachen 
aufgeführt,  bei  deren  Vorhandensein  ohne  weiteres  anzunehmen  ist,  daß  die  Gegen- 
stände für  den  Gebrauch  des  Feindes  bestimmt  sind,  soferne  nicht  das  Gegenteil  nach- 
gewiesen wird.  Eine  dieser  Tatsachen  ist,  daß  die  Sendung  an  die  feindlichen  Be- 
hörden gerichtet  ist*).  Es  wird  sicii  gleich  zeigen,  wie  England  diese  Vermutung 
für  sich  verwertet. 

Zunächst  muß  noch  auf  Folgendes  hingewiesen  werden.  Die  Bestimmungen  der 
Londoner  Deklaration  über  den  Umfang  der  absoluten  und  der  relativen  K.  sind  im 
allgemeinen  nicht  zwingendes,  sondern  nachgiebiges  Recht,  d.  h.  die  am  Kriege  be- 
teiligten Staaten  können  und  zwar  jeder  von  ihnen  durch  einseitige  Erklärung  Gegen- 
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stände,  die  nicht  in  den  Listen  der  absoluten  oder  relativen  K.  stehen,  in  eine  dieser 
aufnehmen,  und  zwar  Gegenstände,  die  ausschließlich  für  den  Krieg  dienlich  sind,  in 
die  Liste  der  absoluten,  solche,  die  für  kriegerische  wie  für  friedliche  Zwecke  ver- 
wendbar sind,  in  die  der  relativen  K.^).  Doch  zieht  die  Deklaration  dieser  Partei- 
verfügung wiederum  eine  Grenze  durch  Aufstellung  einer  sog.  Freiliste,  welche  die- 
jenigen Gegenstände  umfaßt,  die  unter  keinen  Umständen  als  Kontrebande  erklärt 
werden  dürfen,  darunter  z.  ß.  Wolle,  Seide,  Kautschuk,  Gummi,  Felle,  Erze  u.  s.  w.®). 

Wie  verhält  sich  nun  England  gegenüber  diesen  Sätzen  des  Kontrebande- 
rechts?  Es  stützt  sich  zunächst  darauf,  daß  es  die  Londoner  Deklaration  nicht  rati- 
fiziert habe,  also  auch  nicht  daran  gebunden  sei.  Allein  beim  Abschlüsse  dieses  Ver- 
trages war  man  sich  einig  darüber,  daß  er  nichts  Neues,  sondern  im  wesentlichen 
nur  solche  Regeln  bringe,  die  den  allgemein  anerkannten  Grundsätzen  des  internatio- 
nalen Rechts  entsprechen.  England  hat  sich  auch  nicht  völlig  von  der  Deklaration 
losgesagt,  wohl  aber  in  der  order  in  Council  vom  29.  Oktober  1914  die  Kontrebande- 
listen  der  Deklaration  zum  teil  umgeändert.  Dazu  war  es  ja,  wie  schon  dargelegt, 
im  allgemeinen  befugt.  Aber  in  einer  Reihe  von  Einzelheiten  hat  es  sich  in  direkten 
Widerspruch  mit  zwingenden  Vorschriften  des  Vertrags  gesetzt.  Es  hat  nämlich  in 
erster  Linie  Gegenstände,  die  in  der  Freiliste  stehen,  also  nicht  als  Kontrebande  er- 
klärt werden  dürfen,  ti'otzdem  für  solche  erklärt  und  zwar  Gummi,  Kautschuk  und 
gewisse  Erze,  die  doch  gewiß  nicht  ausschließlich  für  den  Krieg  dienen,  sogar  für 
absolute  K.,  andere,  wie  Häute  jeder  Art,  für  relative  K.  Ganz  willkürlich  ist  auch 
die  Aufnahme  von  unbearbeitetem  Kupfer  in  die  Liste  der  absoluten  K.,  denn  es  ist 
klar,  daß  solches  zwar  unter  Umständen,  gewiß  aber  nicht  ausschließlich  im  Kriege 
verwendet  wird.  Das  Gleiche  gilt  von  Luftschiffen  und  Flugmaschinen,  die  nach  der 
Deklaration  nur  zur  relativen  K.  gehören,  von  England  aber  als  absolute  erklärt  sind. 
Kurz  —  England  will,  wie  auch  seine  jüngste  Note  an  die  Vereinigten  Staaten  er- 
kennen läßt,  den  Warenverkehr  nur  insoweit  gestatten,  als  es  ihm  beliebt. 

Aber  auch  in  anderen  Beziehungen  tritt  England  die  Regeln  des  Kontrebande- 
rechts  mit  Füßen.  Wir  haben  gesehen,  daß  bei  jeder  Art  von  K.  die  Bestimmung 
der  Gegenstände  fürs  Feindesland  bewiesen  werden  muß.  Das  ist  nicht  immer  ganz 
leicht;  aber  es  soll  eben  auch  den  Kriegführenden  nicht  allzuleicht  fallen,  den  inter- 
nationalen Handel  zu  unterbinden.  England  kehrt  nun  den  Stil  um.  Es  erspart  sich 
den  Beweis  der  feindlichen  Bestimmung,  verlangt  umgekehrt,  wenn  es  ein  Schiff  an- 
hält, von  diesem  den  Beweis,  daß  die  J^adung  nicht  für  den  Feind  bestimmt  sei  und 
nimmt  diese,  wenn  der  Nachweis  nicht  gelingt,  weg.  Dabei  setzt  es  sich  auch  über 
die  Vorschrift  der  Londoner  Deklaration ''j  hinweg,  wonach  Gegenstände  der  relativen 
K.  der  Beschlagnahme  nur  auf  einem  Schiff  unterliegen,  das  sich  auf  der  Fahrt  nach 
dem  feindlichen  oder  vom  Feinde  besetzten  Gebiete  oder  zur  feindlichen  Stroitmacht 
befindet  un<l  das  die  Gegenstände  nicht  in  einem  neutralen  Zwischenhafen  ausladen 
will.  England  läßt  sich  nämlich  durch  diese  klare  Vorschrift  nicht  abhalten,  z.  B. 
Getreide  bereits  auf  dem  Wege  nach  neutralen  Staaten,  wie  Dänemark.  Holland,  Nor- 
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wegen,  Italien  zu  beschlagnahmen.  Es  blieb  damit  seiner  entschieden  zu  verwerfenden 
Theorie  von  der  fortgesetzten  Reise  treu,  die  es  auch  insoferne  befolgt,  als  es  neutrale 
Schiffe  auf  jeder  Reise  wegen  angeblich  früher  ausgeführten  Kontrebandehandels  auf- 
hält und  zur  Untersuchung  führt,  obwohl  die  Lond.  Dekl.  ausdrücklich  verbietet,  auf 
Grund  einer  früher  ausgeführten,  aber  bereits  vollendeten  Beförderung  von  Kontre- 
bande  eine  Beschlagnahme  zu  bewirken^).  Damit  nun  die  Beschlagnahme  durch  eng- 
lische Schiffe  verhütet  werde,  sind  jetzt  alle  neutralen  Länder,  die  auf  \\'arenzufuhr 
zur  See  angewiesen  sind,  darauf  bedacht,  außer  Zweifel  zu  stellen,  daß  die  bei  ihnen 
auf  dem  Seewege  eingehenden  Waren  nicht  für  Deutschland  bestimmt  sind.  Um  dies 
recht  handgreiflich  zu  machen,  haben  sich  manche  von  ihnen  sogar  durch  gegen 
Deutschland  gerichtete  Aus-  und  Durchfuhrverbote  gesichert.  So  z.  B.  hat  Itahen  die 
Ausfuhr  fast  aller  Nahrungsmittel,  der  Fabrikate  zur  Bekleidung  und  Ausrüstung  der 
Truppen  und  der  Rohstoffe  hiefür,  ferner  die  Ausfuhr  von  Kupfer,  von  Brennstoffen 
und  Schmieröl,  von  Metallegierungen  und  von  Heil-  und  Verbandsstoffen  mit  ihren 
Rohstoffen  untersagt;  die  Durchfuhr  dieser  Artikel  erlaubt  es  nur  mehr,  wenn  aus 
den  Schiffspapieren  schlagend  hervorgeht,  daß  die  Waren  nicht  für  Deutschland  be- 
stimmt sind**).  Und  neuestens  erfahren  wir,  daß  die  meisten  Neutralen  mit  England 
bereits  Verträge  geschlossen  haben,  die  den  Engländern  Garantien  gewähren,  daß  der 
größte  Teil  der  Waren  nicht  nach  Deutschland  geleitet  werde.  Ein  anderer  Punkt: 
Wie  bereits  hervorgehoben,  hat  die  Londoner  Deklaration  für  die  Gegenstände  der 
relativen  Kontrebande  die  Vermutung  aufgestellt,  daß  sie  für  den  Gebrauch  der  Streit- 
macht oder  der  Verwaltungsbehörden  des  feindlichen  Staates  bestimmt  sind,  wenn  die 
Sendung  an  die  Behörden  einer  kriegführenden  Macht  gerichtet  ist.  England  hat 
nun  kurzer  Hand  diesen  Satz  dahin  umgeformt,  daß  die  Vermutung  schon  gelten  soll, 
wenn  der  Empfänger  der  Ware  unter  der  Kontrolle  der  Behörden  im  feindlichen 
Staate  steht.  Die  Deutsche  Regierung  hat  mit  Recht  in  einer  Denkschrift  vom 
lü.  Oktober  v.  J.  dagegen  protestiert  und  darauf  hingewiesen,  das  bedeute  nichts 
anderes,  als  daß  jede  nach  dem  feindlichen  Lande  gerichtete  Sendung  der  Beschlag- 
nahme ausgesetzt,  also  jede  Schranke  des  Kontrebanderechts  gefallen  sei;  denn  selbst- 
verständlich stehen  sämtliche  Bewohner  Deutschlands  unter  der  Kontrolle  der  Landes- 
behörden. Daß  der  Protest  Deut.schlands  einen  Erfolg  habe,  läßt  sich  natürlich  nicht 
erwarten.  Man  sieht  also,  England  fühlt  sich,  anmaßend  wie  immer,  über  alle  Rechts- 
regeln erhaben. 

Noch  einer  sehr  bedeutsamen  Willkür  Englands,  übrigens  auch  Frankreichs, 
möchte  ich  in  diesem  Zusammenhange  gedenken,  obwohl  es  sich  dabei  weniger  um 
einen  Angriff  auf  unsere  wirtschaftliche  Lage,  als  auf  unsere  Wehrkraft  handelt.  Es 
ist  dies  die  Gefangennahme  aller  deutschen  Männer  bis  zum  55.  Lebensjahre  auf 
italienischen,  holländischen  und  norwegischen  Schiffen.  Nach  der  Londoner  Dekla- 
ration^") ist  es  zulässig,  jede  in  die  feindliche  Streitmacht  eingereihte  Person,  die 
an  Bord  eines  neutralen  Kauffahrteischiffes  betroffen  wird,  zum  Kriegsgefangenen  zu 
machen,  auch  wenn  das  Schiff  der  Beschlagnahme  nicht  unterliegt.    Man  nennt  dies 

2 


—     10  — 


analoge  Kontrebande.  Zweifellos  sind  nun  selbst  die  im  Alter  der  Militärpflicht 
stehenden  Männer,  die  eben  erst  im  BegriflPe  stehen,  vom  Auslande  nach  der  Heimat 
zu  reisen,  um  sich  dort  den  Militärbehöi-den  zu  stellen,  sei  es  nun  als  Rekruten  oder 
Reservisten  oder  Landwehrmänner  oder  Kriegsfreiwillige,  noch  nicht  in  die  feindliche 
Streitmacht  eingereiht.  Bei  vielen  von  ihnen  ist  es  sogar  noch  ungewiß,  ob  sie  taug- 
lich sind  und  demnach  in  die  Streitmacht  eingereiht  werden  können.  Die  Maßnahme 
ist  also  eine  völlig  unzulässige  und  der  Protest  der  Deutschen  Regierung  dagegen 
vollauf  gerechtfertigt.  Von  englischer  Seite  sucht  man  das  Vorgehen  als  Repressalie 
dafür  zu  erklären,  daß  die  Deutschen  in  Belgien  und  Frankreich  alle  Männer  im  wehr- 
pflichtigen Alter  festnehmen  und  als  Kriegsgefangene  wegbringen.  Allein  Deutschland 
übt  in  den  von  ihm  besetzten  feindlichen  Gebieten  Kriegsgewalt  aus,  die  sich  in  jeder 
nicht  ausdrücklich  verbotenen  Art  von  Schwächung  der  gegnerischen  Streitmacht  äußern 
kann.  Auf  unserer  Seite  liegt  also  kein  Unrecht  vor,  das  im  Wege  der  Repressalie 
durch  ein  Unrecht  erwidert  werden  dürfte.  Unsere  Feinde  dagegen  verletzen  durch 
ihre  Handlungsweise  Gründsätze  des  Völkerrechts,  namentlich  solche  des  Neutralitäts- 
rechts ^^).  Nun  finden  sich  allerdings  in  der  neuesten  völkerrechtlichen  Literatur  Äuße- 
rungen, in  denen  das  Vorgehen  unserer  Feinde  gleichwohl  gerechtfertigt  wird.  Es 
wird  nämlich  darauf  hingewiesen,  daß  zu  Beginn  dieses  Krieges  die  beteiligten  Staaten, 
darunter  auch  Deutschland,  die  auf  ihrem  Gebiete  befindlichen  Angehörigen  der  Gegen- 
partei, wenn  sie  im  wehrpflichtigen  Alter  standen,  im  Lande  zurückbehielten  und  man 
meint  nun,  wenn  dies  für  den  Landkrieg  als  statthaft  angesehen  werde,  sei  kein  Grund 
ersichtlich,  weshalb  im  Seekrieg  eine  andere  Regel  gelten  solle  ^^).  Nun  ist  von  jeher 
zweifelhaft  gewesen,  ob  nach  geltendem  Rechte  die  Festhaltung  militärpflichtiger  Unter- 
tanen des  gegnerischen  Staates  im  eigenen  Lande  zulässig  sei.  Aber  selbst  wenn  man 
dies  bejahen  will,  so  berechtigt  dies  durchaus  nicht  zu  der  Folgerung,  daß  nun  auch 
die  Gefangennahme  militärpflichtiger  Untertanen  des  Gegners  auf  neutralen  Schiffen 
erlaubt  sei.  Beide  Maßnahmen  sind  ihrer  Natur  nach  grundverschieden.  Wenn  es 
einem  ki'iegführenden  Staate  gestattet  ist,  feindliche  Staatsangehörige  im  eigenen  Lande 
festzuhalten,  so  beruht  dies  darauf,  daß  der  Staat  über  alle  auf  seinem  Gebiete  wohnenden 
Personen,  auch  über  Ausländer,  Gebietshoheit  besitzt.  Von  dieser  macht  er  Gebrauch, 
wenn  er  nach  Kriegsausbruch  den  fremden  Militärpflichtigen  die  Abreise  nicht  gestattet. 
Keinerlei  Hoheitsrechte  stehen  aber  einem  Staate  zur  See  über  Schiffe  eines  anderen 
Staates  zu.  Die  Wegnahme  von  Passagieren  neutraler  Schiffe  ist  also  im  allgemeinen 
unzulässig,  sie  ist  nur  in  dem  erwähnten  Ausnahmsfalle  gestattet,  daß  es  sich  um 
Männer  handelt,  die  schon  in  die  feindhche  Macht  eingereiht  sind.  Man  kann  die 
gegenteilige  Ansicht  auch  nicht,  wie  man  es  versucht  hat,  auf  die  Kriegsnotwendigkeit 
oder  darauf  stützen,  daß  sich  seit  der  Aufstellung  der  Grundsätze  über  die  analoge  K. 
die  Verhältnisse  völlig  geändert  hätten  ^^).  Hinter  die  Kriegsnotwendigkeit  könnte  man 
.sich  .schließlich  bei  jeder  völkerrechtswidrigen  Handlung,  von  der  man  sich  Vorteile 
verspricht,  verschanzen.  Daß  sich  aber  seit  der  Londoner  Deklaration  von  1909  die 
Verhältnisse  in  Bezug  auf  Weltwirtschaft  und  allgemeine  Wehrpflicht  so  wesentlich 


geändert  hätten,  daß  die  dort  aufgestellten  Sätze  etwa  schon  veraltet  sind,  wer  wollte 
das  im  Ernst  behaupten?  Auf  deutscher  Seite  teilt  man  jedenfalls  diese  Ansicht  nicht, 
denn  in  unserer  am  3.  August  v.  J.  veröffentlichten  Prisenordnung ist  im  Einklang 
mit  der  Londoner  Deklaration  nur  die  Gefangennahme  von  Personen,  die  bereits  in 
die  feindliche  Streitmacht  eingereiht  sind,  vorgesehen  und  in  eben  dieser  Verordnung 
ist  ausdrücklich  bestimmt,  daß  Reservisten,  Rekruten  und  Freiwillige  auf  dem  Wege 
zu  ihrem  Gestellungsorte  nicht  als  in  die  feindliche  Streitmacht  eingereihte  Personen 
anzusehen  sind  —  Beweis  genug  dafür,  daß  die  Stellung  unserer  Feinde  auch  in  dieser 
Frage  eine  ganz  einseitige  und  willkürliche  ist. 

So  zeigt  sich  nach  allen  Seiten,  wie  von  unseren  Feinden,  besonders  von  Eng- 
land, der  Krieg  gegen  uns  mit  ungerechten  Mitteln  geführt  wird,  mit  Mitteln,  deren 
Gebrauch  eine  völlige  Mißachtung  völkerrechtlicher  Grundsätze  bedeutet.    Diese  Miß- 
achtung tritt  auf  Seite  unserer  Feinde  bekanntlich  auch  in  vielen  anderen  Dingen 
hervor,  die  in  dieser  Stunde  nicht  weiter  berührt  werden  können.    Da  hat  es  denn 
in  der  Tat  den  Anschein,  als  stünden  wir,  wie  manche  meinen,  vor  dem  Zusammen- 
bruch des  Völkerrechts.   Nun  darf  aber  vor  allem  nicht  übersehen  werden,  daß  Rechts- 
brüche auch  im  innerstaatlichen  Leben  an  der  Tagesordnung  sind:  Verträge  werden 
nicht  gehalten,  die  Menschen  stehlen,  betrügen,  rauben,  morden,  obwohl  dies  alles  der 
staatlichen  Rechtsordnung  zuwider  ist.    Und  doch  denkt  Niemand  daran,  ob  dieser 
häufigen  Verletzungen  des  staatlichen  Rechts  von  einem  Zusammenbruch  des  Rechts 
überhaupt  zu  sprechen.    Freilich  hat  der  Staat  eine  Zwangsgewalt,  mittels  deren  er 
wenigstens  regelmäßig  den  widerspenstigen  Einzelwillen  unter  den  allgemeinen  Willen 
beugen,  die  Beobachtung  seiner  Vorschriften  durchsetzen  kann.    An  dieser  Zwangs- 
gewalt einer  den  Rechtsgenossen  übergeordneten  Macht  fehlt  es  natürlich  im  Völker- 
recht —  darin  liegt  seine  Unvollkommenheit.  seine  Schwäche,  die  längst  erkannt  war, 
bevor  der  gegenwärtige  Krieg  sie  neuerlich  allzu  klar  vor  Augen  führte.   Allein  auch 
das  Völkerrecht  bewährt  sich,  wie  jedes  Recht,  am  besten  in  der  Selbstbeherrschung 
und  -beschränkung  Derer,  die  ihm  unterworfen  sind,  also  darin,  daß  kraft  seiner 
ethischen  Macht  seine  Forderungen  um  ihrer  selbst  willen  erfüllt  werden,  und  dies 
geschieht,  selbst  in  diesem  Kriege,  trotz  aller  einzelnen  Zuwiderhandlungen  doch  viel- 
leicht in  weiterem  Maße,  als  das  Gegenteil.    Sogar  England  gibt  sich  wenigstens  den 
Anschein,  als  ob  es  sich  dem  Banne  des  Völkerrechts  nicht  entziehen  wolle;  sonst 
ließen  sich  die  —  allerdings  kläglichen  und  scheinheiligen  —  Versuche,  sein  Abgehen 
von  der  Regel  zu  rechtfertigen,  nicht  erklären.    Übrigens  entbehrt  ja  das  Völkerrecht 
des  Zwanges  nicht  gänzlich.    Abgesehen  von  Repressalien,  die  nicht  selten  zum  Ziele 
führen,  ist  ein  kräftiges  Mittel,  um  einen  Staat  zu  zwingen,  einem  anderen  gegenüber 
das  Völkerrecht  zu  beobachten,  das  Eingreifen  der  Neutralen,  das  sehr  häufig  schon 
das  Verhalten  widerwilHger  Staaten  in  die  rechten  Bahnen  gelenkt  hat.   Dieses  Mittel 
hat  ja  in  diesem  Kriege  gerade  dem  Staate  gegenüber,  der  am  meisten  vom  Rechte 
abweicht,  bisher  leider  versagt,  wenn  auch  neuestens  der  bedeutendste  unter  den  neu- 
tralen Staaten  etwas  mehr  Ernst  zu  machen  scheint.   Der  Grund  dieses  Versagens  ist 
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der  Terrorismus  Englands,  das  die  Weltheri-schaft  zur  See  in  Anspruch  nimmt  und 
davon  immer  räcksichtsloser  Gebrauch  macht,  so  daß  hiedurch  jede  rechthche  Ordnung 
innerhalb  der  Staatengenossenschaft  aufs  höchste  gefährdet  wird.  Aber  auch  inner- 
halb eines  Staates  kann  die  Gewalttätigkeit  Einzelner  zeitweise  die  obrigkeitliche  Ge- 
walt bis  zu  einem  gewissen  Grade  hemmen  und  die  öffentliche  Sicherheit  weiter  Kreise 
gefährden.  Dann  wird  Ruhe  und  Ordnung  erst,  wenn  der  Störenfried  niedergeworfen 
und  unschädlich  gemacht  ist.  So  werden  auch  wir  den  Störenfried  der  internationalen 
Ordnung  erst  niederwerfen  und  in  die  Schranken  weisen  müssen.  Erst  wenn  dies 
geschehen,  wenn  es  gelungen  sein  wird,  die  britische  Anmaßung  der  Weltherrschaft 
zur  See  im  Grunde  zu  erschüttern,  dann  erst  wird  das  Völker-,  besonders  das  See- 
kriegsrecht eine  Entwicklung  zur  größeren  »Sicherheit  und  Festigkeit  nehmen.  Dies 
muß  und  wird  kommen. 

Zur  Zeit  noch  ist  England,  wie  wir  gesehen  haben,  mit  allen  Kräften  bemüht, 
unsere  Volkswirtschaft  zu  vernichten.  Aber,  wie  kürzlich  ein  bekannter  Parlamentarier 
sagte:  ..Die  deutsche  Wirtschaft  ist  in  ihrem  Kern  gesund  und  hält  einige  starke  Stöße 
aus.'"  Gewiß,  wir  werden  im  Innern,  im  wirtschaftlichen  Kampfe  durchhalten,  wie 
draußen  unsere  heldenmütigen  Soldaten  und  ihre  Führer  durchhalten,  die  im  fünf- 
monatlichen Ringen  mit  der  gewaltigsten  Feindesmacht,  die  jemals  einem  Volke  gegen- 
überstand, das  Banner  von  Deutschlands  Ruhm  und  Ehre  treu  bewahrt  haben  und  es, 
wie  wir  alle  fest  vertrauen,  zum  entscheidenden  Siege  tragen  werden.  Wenn  dies  ge- 
lungen, dann  erst  kann  Friede  werden,  dann  aber,  so  Gott  will,  dauernder  Friede, 
unter  dessen  Schutz  unser  Wirtschaftsleben,  Dank  unserer  starken  Volkskraft,  alsbald 
wieder  von  allen  Wunden,  die  ihm  geschlagen  wurden,  genesen  wird.  Dann  wird  es 
kommen,  wie  unser  geliebter  König  am  20.  Dezember  an  unsere  im  Felde  stehende 
Kämpfer  schrieb:  Der  Sieg  wird  uns  Gewähr  dafür  bieten,  daß  künftig  Niemand  mehr 
es  wagt,  den  deutschen  W^eihnachtsfrieden  zu  stören.  Möge  dann  unserem  AUer- 
gnädigsten  Landesherrn  auch  beschieden  sein,  was  er  jüngst  in  so  herzlichen  Worten 
gewünscht  hat,  daß  ihm  „ein  dauernder  Friede,  der  wert  ist  der  schweren  Opfer,  die 
Möglichkeit  gebe,  das  Land  und  das  Volk  wieder  vorwärts  zu  führen  auf  dem  Wege 
wirtschaftlicher  Erstarkung  und  kultureller  Entwicklung."  Li  diesem  Wunsche  ver- 
einigt sich  mit  seinem  Könige  das  ganze  Bayern,  das  gerade  in  so  ernsten  und  schweren 
Tagen  besonders  tief  dankbar  empfindet,  wie  das  Herz  des  Königs  und  seine  landes- 
väterliche Liebe  und  Sorge  bei  seinem  Volke  ist.  Diesen  Wunsch  hegen  aber  namentlich 
von  ganzer  Seele  wir  Angehörige  der  Erlanger  Alma  mater,  die  wir  zu  ihm  niclit  nur 
als  dem  allergnädigsten  Landesherrn,  sondern  auch  in  tiefster  Ehrfurcht  als  za  unserem 
Rector  magnificentissimüs  emporblicken.  Wir  bedürfen  bei  unseren  wissenschaftlichen 
Bestrebungen  und  bei  Verfolgung  unserer  hehren  Aufgabe,  die  Jugend  wissenschaftlich 
zu  bilden,  allezeit  der  Hilfe  und  Fürsorge  von  Allerhöchster  Stelle,  deren  wir  uns 
auch  von  jeher  in  reichem  Maße  zu  erfreuen  hatten.  Gerade  König  Ludwig  HL  hat 
sein  hohes  Interesse  für  die  Wissenschaft  und  besonders  für  unsere  Universität,  von 
der  zwei  Fakultäten  das  Glück  haben,  ihn  als  Ehrendoktor  zu  den  Ihrigen  zu  zählen, 
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schon  als  Prinz  und  nicht  minder  während  seiner  Regierung  fort  und  fort  an  den  Tag 
gelegt  und  wir  sind  dessen  sicher,  daß  unsere  Hochschule  von  ihrem  erhabenen  Rektor 
auch  in  der  Zukunft  stets  Huld  und  Förderung  erfahren  wird,  soweit  es  in  seiner 
Macht  steht.  So  haben  wir  denn  einen  besonderen  Grund,  mit  ihm  innig  in  dem 
Wunsche  uns  zu  verbinden,  daß  es  ihm  nach  einem  glorreichen  Siege  der  großen 
deutschen  Sache  in  langen  Friedensjahren  vergönnt  sein  möge,  Land  und  Volk  auf 
dem  Wege  kultureller  Entwicklung  vorwärts  zu  führen  und  wir  wünschen  weiter  herz- 
lichst, daß  wir  ihm  dazu  mit  allen  unseren  Kräften  Dienste  leisten  dürfen  und  daß 
er  wiederum  uns  dabei  ein  gnädiger  Helfer  sein  möge. 

Getragen  von  ehrfurchtsvoller  und  dankbarer  Gesinnung  für  unseren  König 
folgten  wir  einem  inneren  Drange,  indem  wir  uns  heute  vereinigten,  um  in  der  Form 
einer  akademischen  Feier  unserem  erhabenen  Rektor  zu  seinem  70.  Geburtstage  er- 
neute Huldigung  darzubringen  und  unseren  innigsten  Wünschen  Ausdruck  zu  verleihen. 
Mögen  Sr.  Majestät  noch  viele  Jahre  des  Lebens  in  ungebrochener  Kraft  und  Rüstigkeit 
beschieden  sein  zum  Glück  und  zur  Freude  seines  Landes  und  insbesondere  unserer 
Hochschule. 

Gott  erhalte,  beschirme  und  beglücke  unseren  geliebten  König 
Ludwig  und  die  gesamte  Königliche  Familie. 
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